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§7
Nicht rechtzeitige Zahlung von Folgebeiträgen

(1) Wird der Beitrag für eine nach dieser Verordnung abge­
schlossene Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung nach Anfor­
derung nicht gezahlt, kann der Versicherer den Versicherungs­
nehmer auf dessen Kosten schriftlich auffordern, den Beitrag in­
nerhalb einer Frist von mindestens zwei Wochen zu zahlen, wo­
bei auf die Folgen einer Nichtzahlung hinzuweisen ist. Eine 
Fristbestimmung, die ohne Beachtung dieser Vorschriften er­
folgt, ist unwirksam.

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein 
und ist der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der 
Zahlung des Beitrages im Verzug, so ist der Versicherer gegen­
über dem Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur Lei­
stung frei.

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist, das Versi­
cherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Die 
Kündigung kann bereits bei der Bestimmung der Zahlungsfrist 
dergestalt erfolgen, daß sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn 
der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung 
im Verzug ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kün­
digung ausdrücklich hinzuweisen. Die Wirkungen der Kündi­
gung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb 
eines Monats nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit 
der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines 
Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung nach­
holt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

§ 8
Vorübergehende Stillegung des Fahrzeuges

(1) Wird das Fahrzeug vorübergehend aus dem Verkehr gezo­
gen (Stillegung), so wird dadurch das Versicherungsverhältnis 
nicht berührt. Der Versicherungsnehmer kann jedoch Unterbre­
chung des Versicherungsschutzes verlangen, wenn er eine Ab­
meldebescheinigung der Zulassungsstelle vorlegt und die Stille­
gung mindestens zwei Wochen beträgt. Für den Zeitraum der 
Stillegung wird kein Beitrag erhoben bzw. gezahlter Beitrag 
erstattet.

(2) Bei Wiederinbetriebnahme des Fahrzeuges ist der Kraft­
fahrzeug-Zulassungsstelle nachzuweisen, daß Versicherungs­
schutz wieder besteht.

§ 9
Überwachung des Versicherungsschutzes

(1) Die Zulassungsstelle hat dem Versicherer das zugeteilte 
Kennzeichen mitzuteilen.

(2) Der Versicherer hat der zuständigen Zulassungsstelle bei 
Beendigung oder Ungültigkeit des Versicherungsverhältnisses 
hierüber Mitteilung zu machen.

(3) Erlangt die Zulassungsstelle durch Mitteilung des Versi­
cherers oder auf andere Weise von der Beendigung oder Ungül­
tigkeit des Versicherungsverhältnisses Kenntnis, hat sie das 
Fahrzeug stillzulegen.

§  1 0
Direktanspruch des Geschädigten gegenüber 

dem Versicherer
(1) Der geschädigte Dritte kann im Rahmen der Leistungs­

pflicht des Versicherers aus dem VersicherungsVerhältnis und, 
soweit eine Leistungspflicht nicht besteht, im Rahmen des Abs. 2 
seinen Anspruch auf Ersatz des Schadens auch gegen den Versi­
cherer geltend machen. Der Versicherer hat den Schadenersatz 
in Geld zu leisten. In diesem Falle haften der Versicherer und der 
ersatzpflichtige Versicherungsnehmer als Gesamtschuldner.

(2) Der Anspruch des geschädigten Dritten gegen den Versi­
cherer unterliegt der gleichen Verjährung wie der Schadener­
satzanspruch gegen den ersatzpflichtigen Versicherungsneh­
mer. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, mit dem die 
Verjährung des Schadenersatzanspruches gegen den ersatz-' 
pflichtigen Versicherungsnehmer beginnt; sie endet jedoch 
spätestens in zehn Jahren von dem Schadenereignis an. Ist der 
Anspruch bei dem Versicherer angemeldet worden, so ist die 
Verjährung bis zum Eingang der schriftlichen Entscheidung des 
Versicherers gehemmt. Die Hemmung oder Unterbrechung der 
Verjährung des Anspruchs gegen den Versicherer bewirkt auch 
die Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung des An­

spruchs gegen den ersatzpflichtigen Versicherungsnehmer und 
umgekehrt.

(3) Dem Anspruch des geschädigten Dritten nach Abs. 1- kann 
nicht entgegengehalten werden, daß der Versicherer dem er­
satzpflichtigen Versicherungsnehmer gegenüber von der Ver­
pflichtung zur Leistung ganz oder teilweise frei ist.

(4) Ein Umstand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses zur Folge hat, kann vorbehalt­
lich des Satzes 4 dem Anspruch des Dritten nach Abs. 1 nur ent­
gegengehalten werden, wenn das Schadenereignis später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem der Ver­
sicherer diesen Umstand der zuständigen Zulassungsstelle an­
gezeigt hat. Das gleiche gilt, wenn das Versicherungsverhältnis 
durch Zeitablauf endigt. Der Lauf der Frist beginnt nicht vor der 
Beendigung des Versicherungsverhältnisses. Ein in den Sät­
zen 1 und 2 bezeichneter Umstand kann dem Anspruch des Drit­
ten auch dann entgegengehalten werden, wenn vor dem Zeit­
punkt des Schadenereignisses der zuständigen Zulassungsstelle 
die Bestätigung einer entsprechend § 1 für das Fahrzeug abge­
schlossenen neuen Versicherung zugegangen ist.

(5) Der Versicherer haftet in den Fällen der Absätze 3 und 4 
nur im Rahmen der Mindestversicherungssummen.

(6) Der Versicherer haftet in den Fällen der Absätze 3 und 4 
nicht, wenn und soweit der Dritte in der Lage ist, Ersatz seines 
Schadens von einem anderen Schadensversicherer oder von ei­
nem Sozialversicherungsträger zu erlangen. Soweit jedoch die 
Leistungsfreiheit des Versicherers in dem Fall des Abs. 3 darauf 
beruht, daß das Fahrzeug den Bau- und Betriebsvorschriften der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung nicht entsprach oder 
von einejp unberechtigten Fahrer oder von einem Fahrer ohne 
die vorgeschriebene Fahrerlaubnis geführt wurde, kann der 
Versicherer den Dritten nicht auf die Möglichkeit verweisen, Er­
satz seines Schadens von einem anderen Schadensversicherer 
oder von einem Sozialversicherungsträger zu erlangen. Die Lei­
stungspflicht des Versicherers entfällt auch dann, wenn und so­
weit der Dritte in der Lage ist, von einem nach § 2 Abs. 1 Nrn. 1 bis 
5 von der Versicherungspflicht befreiten Fahrzeughalter Ersatz 
seines Schadens zu erlangen.

(7) Der Dritte hat ein Schadensereignis, aus dem er einen An­
spruch gegen den Versicherer nach Abs. 1 herleiten will, dem 
Versicherer innerhalb von zwei Wochen nach dem Schadenser­
eignis schriftlich anzuzeigen; durch die Absendung der Anzeige 
wird die Frist gewahrt. Der Versicherer kann von dem Dritten 
Auskunft verlangen, soweit sie zur Feststellung des Schadener­
eignisses und der Höhe des Schadens erforderlich ist. Zur Vorle­
gung von Belegen ist der Dritte nur insoweit verpflichtet, als ihm 
die Beschaffung billigerweise zugemutet werden kann. Verletzt 
der Dritte diese Verpflichtungen, so beschränkt sich die Haftung 
des Versicherers nach Abs. 3 auf den Betrag, den er auch bei ge­
höriger Erfüllung der Verpflichtungen zu leisten gehabt hätte. 
Liegt eine Verletzung der Verpflichtung nach Satz 2 vor, so tritt 
diese Rechtsfolge nur ein, wenn der Dritte vorher ausdrücklich 
und schriftlich auf die Folgen der Verletzung hingewiesen wor­
den ist.

(8) Soweit durch rechtskräftiges Urteil festgestellt wird, daß 
dem Dritten ein Anspruch auf Ersatz des Schadens nicht zu­
steht, wirkt das Urteil, wenn es zwischen dem Dritten und dem 
Versicherer ergeht, auch zugunsten des Versicherungsneh­
mers, wenn es zwischen dem Dritten und dem Versicherungs­
nehmer ergeht, auch zugunsten des Versicherers.

(9) Im Verhältnis der Gesamtschuldner (Abs. 1 Satz 2) zuein­
ander ist der Versicherer allein verpflichtet, soweit er dem Versi­
cherungsnehmer gegenüber aus dem Versicherungsverhältnis 
zur Leistung verpflichtet ist. Soweit eine solche Verpflichtung 
des Versicherers nicht besteht, ist in ihrem Verhältnis zueinan­
der der Versicherungsnehmer allein verpflichtet.

(10) Ist der Anspruch des Dritten gegenüber dem Versicherer 
durch rechtskräftiges Urteil, durch Anerkenntnis oder Vergleich 
festgestellt worden, so muß der Versicherungsnehmer, gegen 
den von dem Versicherer Ansprüche auf Grund von Abs. 9 Satz 2 
erhoben werden, diese Feststellung gegen sich gelten lassen, so­
fern der Versicherungsnehmer nicht nachweist, daß der Versi­
cherer die Pflicht zur Abwehr unbegründeter Entschädigungs­
ansprüche sowie zur Minderung oder zur sachgemäßen Feststel­
lung des Schadens schuldhaft verletzt hat. Der Versicherer kann 
Ersatz der Aufwendungen verlangen, die er den Umständen 
nach für erforderlich halten durfte.


